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Zu der von den Abgeordneten Dro Paulitsch und Genossen 

am 11. April 1984 an illich gerichteten schriftlichen Anfrage 
Nr. 683/J-NR/19d4, betreffend die Anfertigung von Unfall­
skizzen bei Unfällen mit bloßen Sachschäden, beehre ich 
mich mitzuteilen: 

Zu Frage 1: Nach dem geltenden Recht haben die Polizei- und 

die Gendarmeriedienststellen Meldungen der im 
§ 4 Abs. 1 StVO 1960 genannten Personen über be­
stimmte Daten entgegenzunehmen., Der im Gesetz 

verwendete Ausdruck "Meldung" stellt sich daher 
inhaltlich als eine Mitteilung, die entgegenzu­
nehinen ist, dar und ist nicht illi t der von einern 
Sicherheitsorgan seiner Behörde über eine be­

stimmte Wahrnehmung vorzulegenden "Meldung" gleich­
zusetzen. Die Entgegennahme der Mitteilung hat in 
schriftlicher Forin zu erfolgen. 

Da der in meinem Ressort ausgearbeitete Text­
vorschlag an dieseln Prinzip festhält , ist die An­

fertigung einer Unfallskizze nicht vorgesehen. 
Hingegen sollen die entgegenzuneh.!lenden Daten 
durch Angaben über Unfallsursachen, Straßenzu­
stand und Lichtverhältnisse erweitert werden. 

Zu Frage 2: Das Weisungsrecht der vorgesetzten Organe im Sinn 

des Artikels 20 Abso 1 B-VG muß i~er i~ Zusammen-
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han~ mit den Ln Art. 10 Abs 01 B-VG verankerten 

Grundsatz der Gesetz;'~3.ßigkei t der Ver.~al tung 

gesehen werden (vb1. auch VwSlgF61g1A). Wie bereits 

zu :F'YLGe 1 s:v,sbe:lihrt, verhält das Gesetz die 

3icherneitsorb~~e nur Qazu, bestimmte Mitteilun­

z.:en o.er UnfEtllsbeteilicten entgegenzuneh.ilen. Eine 

Ver,flichtunb der SicherLei tsort;ane zur "AufnalL'!le" 

eines Ver":er~rsunfc.lles .ili t Sachschaden verbunden 

ürit der Anfertigunc von Lichtbildern, Skizzen und 

dgl., sohin zu eine::l amtswegigen Einschreiten \'vie 

etwa bei eine.!i Ven;:enrsunfall mit Personenschaden, 

läßt sich aus de"TI Gesetz, insbesondere auch im 

HinblicK auf die Besti~'!lung des § 99 Abs.6 lit.a 

StVO 1~60, nicht einmal erschließen. 

Ich sehe mch daher nicht in der Lage, von der 

in der Beantwortung der schriftlichen Anfrage 

Nr. '<i 3/J diesbezüglich vertretene Ansicht abzu­

gehen. 

Zu den Fragen 3 bis 5: Zunächst ist festzustellen, daß das 

im Art. 16 Abs. I B-VG nor:nierte rechtsstaatliche 

Prinzi~ selbstverständlich auch für die polizei­

lichen Tätigkeiten Geltung hat und die Sicherheits­

behörcien und ihre Organe schon nach der geltenden 

Rechtsordnung nur auf Grund bestehender Gesetze 

agieren dürfen. 

Die Tätib~eiten der Sicherheitsbehörden und ihrer 

Or~~e sind aber schon zum allergrößten Teil 

rechtlich geregelt, allerclings nicht in eine;;i 

einzelnen Gesetz, sondern in einer Vielzahl von 

Bundes- und Landesgesetzen. Schon auf grund der 

verfassungsrechtlichen Kom~etenzsituation ist es 

f i:caU.:l cienicbar, daß die verschiedensten Befugnisse 

in eine"il einzigen Gesetz zusamrnengefaßt werden. 
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Werm es bezüglich der polizeilichen Tätigkei­
ten da und dort noch "kleine weiBe Flecken 

auf der Landkarte" gibt, so ist darauf hinzu­
weisen, claß iJ.1 Bundes;n.inisteriuffi für Justiz 

derzeit u~fangreiche Vorarbeiten für eine 
u:~-j'e..ssende und gnmdlegende Reform des Straf­

IjrOzeßrechtes Ln Gange sind, in deren Rahmen 
den Befugnissen öer Sicherheitsbehörde und 
ihrer Org-o.ne L:J. Dienst der Strafrechtspflege 
breit er Rallill gewidmet ist • Mit der Novel­
lierung der Strafprozeßordnung werden daher 
die "kleinen weißen }l'lecke auf der Landkarte" 
verschwinden. 

Die Schaffung eines Polizeibefugnisgesetzes 
würde daher der Polizei Befugnisse einräumen, 
die sie bisher nicht hatte. Ein solcher Effekt 
kann aber nicht ein~l von den Befünvortern 
eines Polizeibefugnisgesetzes gewünscht werden. 

6. Juni 1934 
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